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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Nachdem im Vorjahr die Pläne für die Einführung einer persönlichen nationalen
Register-Identifikationsnummer am Widerstand von Datenschutzstellen gescheitert
waren, stellte der Bundesrat ein weniger ambitiöses Projekt zur Diskussion. Er gab
einen Vorentwurf für ein Gesetz über sektorielle Personenidentifikatoren in die
Vernehmlassung. Dieses sieht vor, dass jede Person mit separaten, nicht verknüpften
Identifikationsnummern für sechs verschiedene Bereiche (z.B. Steuern,
Sozialversicherungen, Statistik) ausgestattet werden soll. Über einen speziellen vom
Bund betriebenen Server sollen dann die Berechtigten (auch Kommunal- und
Kantonsbehörden) innerhalb eines Sektors auf die Daten zugreifen und sie austauschen
dürfen. Die Datenschutzbeauftragten der Kantone lehnten auch diesen Vorschlag ab, da
er im Widerspruch zum Datenschutzgesetz stehe. Zudem fehlten dafür (mit Ausnahme
des Bereichs Statistik) ihrer Ansicht nach die erforderlichen Verfassungsgrundlagen.
Skeptisch bis ablehnend äusserten sich mit denselben Argumenten auch die SVP und
die SP. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.07.2004
HANS HIRTER

Im Sommer beschloss der Bundesrat, das Projekt einer neuen einheitlichen
Personenidentifikationsnummer (PIN), welche sich in verschiedenen Bereichen der
Verwaltung einsetzen und unter Umständen auch verknüpfen lässt, nun doch weiter zu
verfolgen. Im Vorjahr hatte er aufgrund des Widerstandes aus Datenschutzkreisen noch
darauf verzichten wollen. Der Datenschutzbeauftragte des Bundes, Hanspeter Thür,
aber auch die SVP und die Linke protestierten erneut gegen diese Pläne, da die
Barrieren gegen eine unerwünschte Verknüpfung von persönlichen Daten ihrer Meinung
nach nicht hoch genug sind. 2

ANDERES
DATUM: 07.07.2005
HANS HIRTER

Gegen Jahresende publizierte der Bundesrat seine Botschaft für die Schaffung eines
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher
Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz, RHG). Hauptziel der Vorlage ist eine
für alle verbindliche Vereinheitlichung der kantonalen und kommunalen
Einwohnerregister, mit dem Zweck, sie auch für statistische Bevölkerungserhebungen
(Volkszählungen) zu nutzen. Neben der Definition der obligatorisch aufzunehmenden
Merkmale (Alter, Geschlecht etc.) soll das Gesetz auch die Datenkontrolle und
-übertragung regeln. Um einen Datenaustausch dort, wo er gesetzlich erlaubt und
normiert ist, weitgehend zu automatisieren, soll ein eindeutiger, in allen betreffenden
Registern zu verwendender Personenidentifikator festgelegt werden. Gemäss dem
Gesetzesentwurf wird dies die neue Sozialversicherungsnummer sein, welche ab 2008
die heutige AHV-Nummer ablösen soll. Im Unterschied zur bestehenden AHV-Nummer
wird dieser neue Code keine Zeichen enthalten, die Rückschlüsse auf die Person
zulassen (z.B. Alter oder Geschlecht). Die Investitionskosten für das Projekt hat die
Regierung auf knapp 50 Mio Fr. geschätzt, wovon 15,8 Mio Fr. auf den Bund entfallen.
Die von den Kantonen in der Vernehmlassung geforderte Bundesbeteiligung an den
Kosten der Kantone und Gemeinden lehnte der Bundesrat ab. Er verwies in der
Begründung auf die Einsparungen, welche sich aus den Vereinfachungen auch für die
kantonalen und kommunalen Verwaltungen ergäben. Allein die für das Jahr 2010
vorgesehene nächste Volkszählung soll mit diesem System um mindestens 40 Mio Fr.
(davon 15 Mio Fr. für Kantone und Gemeinden) billiger zu stehen kommen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.2005
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete ebenfalls das neue Bundesgesetz über die
Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister
(Registerharmonisierungsgesetz, RHG). Auch hier kam die Opposition in erster Linie
von der SVP, welche im Nationalrat erfolglos Nichteintreten beantragte. Die
Harmonisierung der Register an sich akzeptierte sie zwar, die Verwendung von
Registerdaten zu statistischen Zwecken und vor allem ihre mögliche Verknüpfung
lehnte sie aber ab. Die Bundesversammlung bewilligte zur Umsetzung dieses
Beschlusses auch die erforderlichen Geldmittel von knapp 16 Mio Fr. für die Dauer von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2006
HANS HIRTER
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fünf Jahren. 4

Das ursprüngliche Projekt einer neuen einheitlichen Personenidentifikationsnummer
(PIN), die sich in verschiedenen Bereichen der Verwaltung einsetzen lässt und unter
Umständen auch Verknüpfungen erlaubt, und welche auch statistische Auswertungen
erleichtern würde, hatte der Bundesrat Ende 2005 fallen gelassen. An deren Stelle hatte
er eine Neukonzeption der AHV-Nummer und ihre Umwandlung in eine umfassende
Sozialversicherungsnummer vorgeschlagen. Trotz der Einwände des eidgenössischen
Beauftragten für Datenschutz, Hanspeter Thür, akzeptierte der Ständerat diese neue
AHV-Nummer einstimmig. Im Nationalrat forderte die SVP-Fraktion Rückweisung an den
Bundesrat mit der Auflage, den Verwendungsbereich dieser neuen Nummer strikte auf
den AHV-Bereich zu beschränken. Nachdem dieser Antrag abgelehnt worden war,
verlangten die Grünen in der Detailberatung erfolglos Ähnliches. Auf Antrag der
Kommission fügte der Rat allerdings die Bestimmung ein, dass für die systematische
Verwendung dieser Nummer in anderen Bereichen als der Sozialversicherung eine
Gesetzesgrundlage notwendig sei. Einzelne Bereiche, in denen kantonales Recht
vollzogen wird (z.B. Krankenkassenprämienverbilligungen, Bildungsinstitutionen)
wurden zur systematischen Verwendung der neuen Nummer ermächtigt. In der
Schlussabstimmung im Nationalrat sprachen sich die SVP und die GP mehrheitlich
gegen die neue Versichertennummer aus. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER
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